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Strafverfahren gegen S…, Hanna Elisabeth 

wegen versuchten Mordes u.a.    

   

 

 

Verfügung vom 30. Januar 2025: 
 

 

 

Zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung in der Hauptverhandlung wird gemäß § 

176 GVG angeordnet: 

 

I. Sitzungssaal, Öffentlichkeit 

 

Die Hauptverhandlung beginnt am 19. Februar 2025 und wird nach anliegendem Plan mög-

licherweise bis 15. September 2025 fortgesetzt. 

Sie findet im Sitzungssaalgebäude in der Stettnerstraße 10 in München statt. Die Sitzungen 

beginnen grundsätzlich um 09.30 Uhr. 

Etwaige Änderungen werden rechtzeitig durch Aushang bekanntgemacht. 

Die Sitzungen sind grundsätzlich öffentlich (§ 169 Abs. 1 Satz 1 GVG). 

 

II. Allgemeine sitzungspolizeiliche Anordnungen  

 

1. Allen Personen, die Zutritt zum Sitzungssaal haben, ist im Sitzungssaal einschließ-

lich des Zugangsbereichs vor dem Sitzungssaal untersagt, Waffen und Gegenstän-

den mit sich zu führen, die geeignet sind, andere Personen zu verletzen oder zur 

Störung der Hauptverhandlung verwendet zu werden oder die Identifizierung mögli-

cher Störer zu vereiteln oder zu erschweren. Untersagt ist auch das Zeigen oder 

Tragen von Kleidung und Kleidungsbestandteilen mit Symbolen oder bildlichen oder 

textlichen Darstellungen politischer, weltanschaulicher oder religiöser Bekenntnisse 

oder Aussagen mit Bezug zum Gegenstand des Verfahrens oder seinen Beteiligten. 

Von diesem Verbot ausgenommen ist das Führen der Dienstausrüstung durch die 

den Gebäude- und Saalschutz stellenden Personen. 

 

2. Es wird eine Zugangskontrolle für alle Zuhörer, Dolmetscher, Sachverständige, Ver-

teidiger, auf freiem Fuß befindliche Zeugen sowie deren Zeugenbeistände und Me-

dienvertreter angeordnet wie folgt. 

 

3. Die genannten Personen haben sich einer Ausweiskontrolle zu unterziehen:  

 

a. Alle genannten Personen müssen sich bei der Einlasskontrolle mit einem gültigen 

amtlichen Lichtbildausweis (z. B. Personalausweis oder Reisepass), Verteidiger und Zeu-

genbeistände wahlweise auch mit einem gültigen Ausweis der Rechtsanwaltskammer aus-

weisen, ausländische Staatsangehörige mit einem entsprechenden gültigen amtlichen Aus-

weispapier mit Lichtbild. 
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b. Medienvertreter müssen sich zusätzlich durch einen gültigen Presseausweis oder 

einen sonstigen Nachweis über ihre Eigenschaft als Journalist legitimieren. 

 

c. Zuhörer, die keine Medienvertreter sind, haben ihre Ausweispapiere an der Zu-

gangskontrolle einem Justizbediensteten zum Zwecke der Anfertigung von Ablichtungen 

auszuhändigen. Die Ausweise werden nach Anfertigung der Kopien zurückgegeben. Die 

Ausweise werden zur Identifizierung etwaiger Störer sowie zur Zuordnung etwaiger Verstö-

ße gegen diese Sicherheitsverfügung abgelichtet. Personendaten dürfen nicht gespeichert 

oder listenmäßig erfasst werden. Die Ablichtungen sind unverzüglich dem Vorsitzenden 

oder dem von ihm hierfür bestimmten Beisitzer auszuhändigen. Sofern sie zu dem vorge-

nannten Zweck nicht mehr benötigt werden, werden sie spätestens an dem auf den Sit-

zungstag folgenden Werktag vernichtet. Eine Verwendung der Ablichtungen zu anderen 

Zwecken als zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Hauptverhandlung bzw. 

zur Verfolgung von Störungen ist untersagt. 

 

d. Vor der Versagung des Zutritts einer Person ist der Vorsitzende zu verständigen. 

 

4. Die unter Ziffer 3. genannten Personen haben sich einer Durchsuchung zu unterzie-

hen wie folgt:  

 

a. Nach Vorzeigen der Ausweispapiere sind sie durch Abtasten der Kleidung und 

Durchsicht der Behältnisse – auch unter Zuhilfenahme eines Metalldetektors, einer Metall-

detektorschleuse sowie eines Durchleuchtungsgeräts – auf Waffen und Gegenstände zu 

durchsuchen, die geeignet sind, zur Störung der Hauptverhandlung verwendet zu werden. 

Bei der Durchsuchung sind Mäntel und Jacken stets abzulegen. Auf Verlangen des Kon-

trollpersonals sind auch Pullover, Gürtel und Schuhe auszuziehen und Taschen zu entlee-

ren. Verbleibt nach der Durchsuchung der begründete Verdacht, dass verbotene Gegen-

stände mitgeführt werden, dürfen Durchsuchungen auch am Körper vorgenommen werden. 

Die Kenntnisnahme des Inhalts bei der Durchsicht vorgefundener Schriften und Aktenteile 

ist untersagt. 

 

b. Für Verteidiger und Sachverständige gilt folgende Ausnahme:  

Das Ausziehen von Pullovern, Gürteln und Schuhen darf erst verlangt werden, wenn ein 

„Anschlagen“ der Metalldetektoren nicht anders abgeklärt werden kann. Ein Abtasten der 

Kleidung und ggf. eine Durchsuchung am Körper finden erst statt, wenn sämtliche vorher-

gehenden Maßnahmen nicht zur Entkräftung des begründeten Verdachts, dass verbotene 

Gegenstände mitgeführt werden, geführt haben.  

 

5. Mitnahme von Gegenständen in den Sitzungssaal  

 

a. Folgende Gegenstände dürfen von Zuhörern in den Sitzungssaal nicht mitgenom-

men werden und sind daher in Verwahrung zu nehmen:  

• Taschen, Rucksäcke, Beutel, Tüten und andere Behältnisse,  

• Jacken und Mäntel,  

• Transparente und Flugblätter,  

• Funkgeräte, Mobiltelefone, Computer, Schreibgeräte, mechanische und elektroni-

sche Schlüssel, Fernbedienungen, Foto- und Filmapparate, Smartwatches, MP3-Player und 

sonstige Geräte, mit denen Ton- und/oder Bildaufnahmen gefertigt werden können,  

• Getränkeflaschen sowie 
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• sonstige Gegenstände, die geeignet sind, zur Störung der Hauptverhandlung ver-

wendet zu werden. 

Sie werden auf Anforderung bei Verlassen des Sitzungssaalbereichs, spätestens am Ende 

des Sitzungstages, wieder ausgehändigt. 

Den Zuhörern, die den Wunsch äußern, im Sitzungssaal handschriftliche Notizen anfertigen 

zu wollen, werden vom Kontrollpersonal hierzu dienstlich bereitgestellte Kugelschreiber 

oder Bleistifte ausgehändigt. 

 

b. Medienvertreter, die sich als solche ausgewiesen haben, dürfen Taschen, Mobiltele-

fone und Computer, nicht jedoch UMTS-Datenkarten, in den Sitzungssaal mitbringen. Mo-

biltelefone sind im Sitzungssaal auszuschalten. 

Die Benutzung von Computern im Sitzungssaal ist den Medienvertretern nur im Offline-

Betrieb gestattet. Das Versenden von Nachrichten, das Abrufen von Daten sowie jegliche 

Nutzung des Internets im Sitzungssaal sind genauso wenig erlaubt wie die Fertigung von 

Ton-, Bild- und Filmaufnahmen im Sitzungssaal. Ausnahmen ergeben sich aus Ziffer III. 

Sofern Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Nutzung internetfähiger Endgeräte bestehen 

oder zu besorgen ist, dass noch nicht vernommene Zeugen durch Informationen von Vor-

gängen aus dem Gerichtssaal am Tag ihrer Vernehmung in ihren Angaben beeinflusst wer-

den könnten, behält sich der Vorsitzende aus Gründen der Funktionstüchtigkeit der Rechts-

pflege weitere Einschränkungen vor. 

 

c. Verteidiger, anwaltliche Zeugenbeistände, Sachverständige und Dolmetscher dürfen 

Taschen sowie Computer und Mobiltelefone in den Sitzungssaal mitbringen.  

Die Mobiltelefone sind im Sitzungssaal auf „stumm“ zu schalten. Telefonieren ist im Sit-

zungssaal nicht gestattet, ebenso wenig wie die Fertigung von Ton-, Bild- und Filmaufnah-

men mit Mobiltelefonen und Computern. 

Ein Anspruch auf Einräumung einer Internetverbindung besteht nicht. 

 

d. Soweit eine zu durchsuchende Person die Durchsuchung oder die Hinterlegung von 

Gegenständen verweigert, ist der Vorsitzende zu informieren.  

 

III. Presse-, Funk- und Fernsehberichterstattung 

 

1. Ton-, Film- und Bildaufnahmen sind nur ausgewiesenen Medienunternehmen jeweils 

15 Minuten vor dem angesetzten Beginn der Sitzung im ausgewiesenen Bereich des Ge-

richtssaals gestattet. Außerhalb dieses Bereichs dürfen keine Ton-, Bild- und Filmaufnah-

men gefertigt werden; insbesondere im Zuhörerraum sind keine derartigen Aufnahmen ge-

stattet. 

2. Bei der Positionierung der Kameras und während der Aufnahmen ist den Anweisun-

gen der Mitarbeiter der Pressestelle und der Wachtmeister Folge zu leisten. Der Aufenthalt 

hinter der Richterbank und das Filmen von Akten sind nicht gestattet. 

3. Die Hauptverhandlung beginnt gemäß § 243 Abs. 1 Satz 1 StPO mit dem Aufruf der 

Sache. Vor diesem Zeitpunkt sind sämtliche Bild-, Ton- und Filmaufnahmen auf Hinweis 

des Vorsitzenden sofort einzustellen. 

4. Mit Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen des Senats sowie der Protokollführer außer-

halb des Sitzungssaals besteht kein Einverständnis. 

5. Bild- und Filmaufnahmen von Zeugen sind so zu gestalten, dass eine Identifizierung 

nicht möglich ist, es sei denn, es wurde von ihnen ausdrücklich das Einverständnis mit einer 

abweichenden Verfahrensweise erklärt. Im Übrigen sind die Persönlichkeitsrechte der Pro-
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zessbeteiligten, insbesondere der Angeklagten und der Zeugen, in eigener Verantwortung 

zu wahren. 

6. Darüber hinaus sind Ton-, Foto- und Filmaufnahmen im Sitzungssaal sowie in den 

abgesperrten Zugangsbereichen zum Sitzungssaal nicht gestattet (§ 169 Abs. 1 Satz 2 

GVG). 

 

IV. Platzvergabe 

 

1. An den Sitzungstagen erhalten Medienvertreter und sonstige Zuhörer  

 

              jeweils 30 Minuten vor Beginn der Hauptverhandlung  

 

Einlass in den geöffneten Sitzungssaal. 

 

2. Die für Journalisten reservierten Plätze sind als solche gekennzeichnet. Pro Medienun-

ternehmen wird nur ein Sitzplatz freigehalten. Bei der Platzvergabe haben akkreditierte 

Medienvertreter Vorrang.    

 

3. Zuhörer werden in der Reihenfolge ihrer Ankunft vor dem Sitzungssaal eingelassen. 

Es dürfen nur so viele Zuhörer eingelassen werden, wie Sitzplätze für Zuhörer vorhanden 

sind. Ein Sitzplatz darf nicht mit zwei Zuhörern besetzt werden. Freiwerdende Sitzplätze 

sind unverzüglich weiteren Zuhörern zur Verfügung zu stellen, die noch Einlass begehren.  

Medienvertreter, die nicht in dem für sie reservierten Bereich Platz gefunden haben, werden 

wie Zuhörer eingelassen. 

4. Zuhörer werden in den für die Medienvertreter reservierten Bereich eingelassen, falls 

dort zu Beginn der Hauptverhandlung weniger Medienvertreter Einlass begehrt haben als 

Plätze vorhanden sind. 

5. Medienvertreter und sonstige Zuhörer, die während der Hauptverhandlungspausen 

ihren Sitzplatz verlassen, sich aber ausschließlich im Sicherheitsbereich aufhalten, verlieren 

den Anspruch auf ihren Sitzplatz nicht.  

Medienvertretern/Journalisten ist auch außerhalb der Sitzungspausen das kurzzeitige Ver-

lassen des Sitzungssaales in den Sicherheitsbereich zum Zwecke der Information über das 

Prozessgeschehen ohne Verlust des Sitzplatzes gestattet. 

6. Ein freiwerdender Sitzplatz kann neu belegt werden. Reservierungen jeder Art sind 

nicht statthaft. 

7. Personen, die keinen Sitzplatz gefunden haben, müssen den Sitzungssaal vor Be-

ginn der Hauptverhandlung verlassen. 

 

V. Sitzungspolizei und Ordnung während der Sitzung 

 

1. Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung (Sitzungspolizei) obliegt dem Vor-

sitzenden. Seinen Anordnungen ist Folge zu leisten (§§ 176, 177 GVG). Seine daraus er-

wachsenen Befugnisse erstrecken sich  

 

• in örtlicher Hinsicht auf den Sitzungssaal und den dazugehörenden Sicherheitsbe-

reich, 

• in zeitlicher Hinsicht auf die Sitzung, wozu auch die Sitzungspausen sowie die Zeit-

spannen vor und nach der Sitzung gehören, in denen sich die Beteiligten oder Zuhörer im 

Sitzungssaal und dem dazugehörenden Sicherheitsbereich aufhalten und 
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• in persönlicher Hinsicht auf alle Personen, die sich während der angegebenen Zei-

ten in den erwähnten Bereichen aufhalten. 

 

2. Innerhalb des aufgezeigten örtlichen, zeitlichen und persönlichen Rahmens wird das 

Hausrecht durch die Sitzungspolizei verdrängt. 

 

3. Im Übrigen gilt die Hausordnung des Sitzungssaalgebäudes in der Stettnerstraße. 

bzw. für den Fall, dass die Sitzung im Strafjustizzentrum München stattfindet, die Hausord-

nung für dieses Gebäude. 

 

4. Das Hausrecht wird ausgeübt  

 

a) Im Sitzungssaalgebäude Stettnerstraße vom Herrn Präsidenten des OLG München Dr. 
Hans-Joachim Heßler (Tel: 089-5597-2300 (Vorzimmer) 

b) im Strafjustizzentrum von Herrn Leitenden Oberstaatsanwalt Hans Kornprobst 

Telefonnummer: 089-5597-4800 (Vorzimmer) 

 

VI. Allgemeines 

 

 

1. In Zweifelsfällen oder wenn ein Verfahrensbeteiligter oder Zuhörer geltend macht, 

durch den Vollzug der angeordneten Maßnahmen in seinen Rechten beeinträchtigt zu sein, 

ist die Entscheidung des Vorsitzenden einzuholen. Änderungen der Zugangsregelungen 

bleiben vorbehalten. 

 

2. Diese Verfügung wird über die Homepage des Oberlandesgerichts München veröf-

fentlicht. Anschließend wird sie Medienvertretern, die in den E-Mail-Verteilern der Presse-

stelle des Oberlandesgerichts München verzeichnet sind, als E-Mail-Anhang übermittelt. 

 

 

 

 

 

Gründe: 
 

Die aufgeführten sitzungspolizeilichen Anordnungen dienen der Aufrechterhaltung der Ord-

nung in der Sitzung (§ 176 GVG). Sie sind erforderlich, um einen störungsfreien Ablauf des 

Verfahrens zu gewährleisten. Die Anordnungen dienen insbesondere der Sicherheit des 

Angeklagten und der übrigen Verfahrensbeteiligten. Den getroffenen Regelungen liegen im 

Wesentlichen folgende Erwägungen zugrunde: 

 

1. Die getroffenen Anordnungen zur Durchführung von Zugangskontrollen in Form von 

Ausweiskontrollen und Durchsuchungen einschließlich der vorübergehenden Verwahrung 

von mitgeführten Gegenständen sind, ohne dass im Einzelfall eine Gefährdungslage vorzu-

liegen bräuchte, aus generellen Sicherheitserwägungen erforderlich und geeignet, potenzi-

elle Gefahren zu erkennen und abzuwehren, um so einen ordnungsgemäßen Verfahrensab-

lauf zu gewährleisten. 

 

2. Soweit Medienvertretern die Nutzung des Internets im Sitzungssaal und das Ver-

senden von Nachrichten aus dem Sitzungssaal versagt ist und auch darüber hinaus die Re-
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duzierung sämtlicher internetfähiger Geräte auf den Offline-Betrieb beschränkt ist, beruht 

dies darauf, dass das Gericht eine möglichst unverfälschte Wahrheits- und Rechtsfindung 

zu gewährleisten hat (BVerfG, Beschluss v. 31.07.2014, 1 BvR 1858/14, NJW 2014, 3013, 

Rn. 16 – beck-online). Hiermit ließe sich die Möglichkeit einer Live-Berichterstattung aus 

dem Sitzungssaal nicht vereinbaren. Diese brächte es mit sich, dass einzelne Passagen ei-

ner Einlassung der Angeklagten oder einer Zeugenaussage veröffentlicht werden könnten, 

noch bevor der Angeklagten bzw. den Zeugen durch Nachfragen Gelegenheit gegeben 

worden wäre, erläuternd auf beispielsweise missverständliche oder aufsehenerregende Äu-

ßerungen einzugehen, und dass um der schnellen Nachricht willen Äußerungen aus dem 

Zusammenhang gerissen einzeln wörtlich wiedergegeben werden könnten. Das Gericht 

muss deswegen bei der Gestaltung des Verfahrens darauf achten, dass die Aussage von 

Zeugen nicht wegen der Scheu vor einem unbeschränkten, unübersehbaren und unsichtba-

ren Zuhörer- oder Zuschauerkreis erschwert wird. Der Angeklagten muss die Möglichkeit 

gegeben werden, ihre Einlassungen und Erklärungen so zu gestalten, wie es das Verteidi-

gungsinteresse erfordert. Diese Möglichkeit würde erheblich beschränkt, wenn sie damit 

rechnen müsste, dass jede Äußerung in dem Verfahren isoliert berichtet wird, noch ehe er 

sich im Ganzen oder wenigstens zu einem bestimmten Teilaspekt vollständig eingelassen 

hat. Es entstünde so die Gefahr einer ungewollt verzerrenden Berichterstattung, der mit der 

getroffenen sitzungspolizeilichen Maßnahme begegnet werden soll. Die Rechte der Presse 

aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG haben insoweit zurückzutreten (MüKoStPO/Kulhanek, 2. Aufl. 

2025, GVG § 176 Rn. 26; BVerfG, Beschluss v. 31.07.2014, a.a.O., Rn. 21). 

 

3. Die Versagung von Ton-, Bild- und Filmberichterstattung während der Sitzung beruht 

auf § 169 Abs. 1 S. 2 GVG.   

 

Soweit Ton-, Bild- und Filmaufnahmen auch darüber hinaus Einschränkungen unterworfen 

werden, beruht dies darauf, dass das Grundrecht der Presse- und Rundfunkfreiheit (Art. 5 

Abs. 1 S. 2 GG) mit den Grundrechten der abgebildeten/betroffenen Personen (Art. 1 Abs. 

1, Art. 2 Abs. 1 GG) im Wege praktischer Konkordanz in Einklang zu bringen und im Übri-

gen ein geordneter Verfahrensablauf sicherzustellen ist (vgl. BVerfG, Beschluss v. 

21.10.2019, 1 BvR 2309/19, NJW 2020, 38, Rn. 14 f. – beck-online; Krauß in: Löwe-

Rosenberg, StPO, 27. Aufl. 2022, § 176 GVG, Rn. 40 ff.).  

 

Gründe, die ein generelles Verbot von Ton-, Film- und Bildaufnahmen rechtfertigen könn-

ten, liegen nicht vor. Ton-, Film- und Bildaufnahmen werden daher vor Sitzungsbeginn im 

Sitzungssaal gestattet, wobei zum Schutz der Persönlichkeitsrechte der Verfahrensbeteilig-

ten und aus Gründen eines geordneten Verfahrensablaufs eine zeitliche Begrenzung auf 

jeweils 15 Minuten bis zum Beginn der Sitzung anzuordnen war. 

 

Die abgesperrten Zugangsbereiche zum Sitzungssaal, in denen sich die Durchleuchtungs-

geräte, die Detektorschleusen und die Durchsuchungskabinen befinden, dienen ausschließ-

lich der reibungslosen Durchführung der angeordneten Zugangskontrollen, was die Erstre-

ckung des Verbots von Ton-, Film- und Bildaufnahmen auf diese Bereiche gebietet. 

 

 

Dr. Stoll 

Vorsitzender Richter  

am Oberlandesgericht 
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Anlage: 

 

Terminplan: 

 
(1) Dienstag, 19. Februar 2025 

(2) Mittwoch, 26. Februar 2025 

(3) Dienstag, 11. März 2025 

(4) Mittwoch, 12. März 2025 

(5) Dienstag, 18. März 2025 

(6) Mittwoch, 19. März 2025 

(7) Dienstag, 25. März 2025 

(8) Mittwoch, 26. März 2025 

(9) Mittwoch, 02. April 2025 

(10)  Donnerstag, 03. April 2025 

(11)  Mittwoch, 09. April 2025 

(12) Donnerstag, 10. April 2025 

(13) Dienstag, 29. April 2025 

(14)  Mittwoch, 30. April 2025 

(15)  Dienstag 13. Mai 2025 

(16) Mittwoch, 14. Mai 2025 

(17) Mittwoch, 21. Mai 2025 

(18) Donnerstag, 22. Mai 2025 

(19) Dienstag, 27. Mai 2025 

(20) Mittwoch, 28. Mai 2025 

(21) Mittwoch, 04. Juni 2025 

(22) Donnerstag, 05. Juni 2025 

(23) Dienstag, 24. Juni 2025 

(24) Mittwoch, 25. Juni 2025 

(25) Dienstag, 15. Juli 2025 

(26) Mittwoch, 16. Juli 2025 

(27) Donnerstag, 17. Juli 2025 

(28) Mittwoch, 06.August 2025 

(29) Donnertag, 07. August 2025 

(30) Donnerstag, 04. September 2025 

(31) Montag, 08. September 2025 

(32) Montag, 15.September 2025 

  

 

Sitzungsbeginn jeweils 09. 30 Uhr. Etwaige Änderungen werden durch gesonderten Aushang 

bekannt gemacht. 


